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Zum Entwurf der SPK-S für eine Asylgesetzrevision  
 

«Unnötige Verschärfungen» 
 

Solidarité sans frontières (Sosf) ist enttäuscht über den heutigen Entscheid der 
Staatspolitischen Kommission des Ständerats (SPK-S), das Asylgesetz ohne 
triftigen Grund weiter zu verschärfen. Dabei ist insbesondere die vorgesehene 
Aberkennung von Wehrdienstverweigerung und Desertion als asylrelevante 
Fluchtgründe zu verurteilen. 
 
Die vorgesehene Aberkennung von Wehrdienstverweigerung und Desertion als 
asylrelevante Fluchtgründe ist ein skandalöser Entscheid, welcher direkten 
Kriegsflüchtlingen das Asylrecht entziehen würde. Sich der aktiven Teilnahme an einem 
Krieg durch Verweigerung oder Desertion zu entziehen, ist undiskutierbar als Flucht zu 
bewerten. Hierbei eine andere Bewertung vorzunehmen ist schlicht inakzeptabel und 
widerspricht gerade in der Schweiz einem Selbstverständnis, welches seit Henri Dunant auf 
seiner angeblich humanitären Tradition aufbaut. Solchen Flüchtlingen nur noch eine 
vorläufige Aufnahme zu gewähren wird deshalb deren Situation nicht gerecht, da die Dauer 
eines Krieges unvorhersehbar ist. Ihnen lediglich eine vorläufige Aufnahme zu gewähren 
präkarisiert und erschwert ihre Lebensbedingungen unnötig. Dies zeigt die aktuelle Situation 
von Flüchtlingen mit einer F-Bewilligung in der Schweiz. 
 
Die beabsichtigte Streichung des so genannten «Botschaftsasyls» ist ebenso zu verurteilen. 
Dadurch wird ein bewährtes Instrument abgebaut, dessen Streichung angesichts der 
aktuellen Debatte um angebliche «Flüchtlingswellen» gar zynisch anmutet. Desweiteren 
bezweifelt Sosf, dass die gesetzliche Fixierung einer «Vorbereitungsphase» als neuer 
Verfahrensschritt wie auch die anderen Verfahrensänderungen geeignet sind, das gesteckte 
Ziel der Verfahrensbeschleunigung tatsächlich zu erreichen.  
 
Die Empfehlungen der SPK-S als Ganzes sind einmal mehr als Verschärfungspaket zu 
bewerten, welches darauf abzielt, möglichst wenige Asylgesuche zuzulassen. Darüber 
können auch die partiellen Verbesserungsaspekte wie die beabsichtigte Lockerung der 
medizinischen Nachweispflicht, der Ausbau der Rechtsweggarantie und die längst überfällige 
Priorisierung von Asylgesuchen unbegleiteter Minderjähriger nicht hinweg täuschen. 
 
Sosf empfiehlt dem Ständerat deshalb, die Empfehlungen der SPK-S abzulehnen. 
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